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A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Maxsein: 


Dem Ausschuß für Kulturpolitik wurde der An- 
trag der Fraktion der SPD — Umdruck 614 — zur 
Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der 
SPD — Drucksache 2330 — betr. Nachwuchsmangel 
in technischen und naturwissenschaftlichen Beru- 
fen in der 148. Plenarsitzung am 7. Juni 1956 zur 
weiteren Bearbeitung überwiesen. In dieser Plenar- 
sitzung wurden drei Große Anfragen behandelt, die 
Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Förde- 
rung vmn Forschung und Wissenschaft durch den 
Bund (Drucksache 2326), die Große Anfrage der 
Fraktion der SPD betr. Nachwuchsmangel in tech- 
nischen und naturwissenschaftlichen Berufen 
(Drucksache 2330, Umdruck 614) und die Große 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Graf (München), 
Bender, Höcherl, Donhauser und Genossen betr. 
Förderung des technischen Nachwuchses (Druck- 
sache 2374). Die eingehende Aussprache über 
diese drei Großen Anfragen erbrachte eine volle 
Übereinstimmung aller Mitglieder des Hohen Hau- 
ses in der Frage der Notwendigkeit und Dringlich- 
keit der Förderung der Wissenschaft und For- 
schung, der deutschen Forscher und Lehrkräfte im 
Ausland, des allgemeinen wissenschaftlichen wie 
vor allem des technischen Nachwuchses und der 
Grundlagenausbildung. Es kam klar zum Ausdruck, 
daß die Lösung dieser großen Aufgaben aus poli- 
tischen, kulturpolitischen und wirtschaftlichen 
Gründen und im Hinblick auf den Vorsprung der 
anderen Nationen, vor allem der UdSSR, auf die- 
sem Gebiet von essentieller und existentieller Be- 
deutung ist und des Einsatzes rückhaltloser und 
umfassender Maßnahmen bedarf. 


In der eingehenden Beratung im Ausschuß für 
Kulturpolitik wurde zunächst die Frage der Zu- 
ständigkeit des Bundes für eine Unterstützung der 
Länder im Interesse des im Antrag ausgesproche- 
nen Anliegens behandelt. Die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder hatte bereits fest- 
gestellt, daß bis zum Jahre 1958 im Rahmen des 
organischen, stetig wachsenden Wiederaufbaus eine 
30prozentige Ausweitung der Ausbildungseinrich- 
tungen zu erwarten sei; die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder hat jedoch vorsorg- 
lich beschlossen, daß über diese organische Auswei- 
tung hinaus eine mindestens SOprozentige Auswei- 
tung anzustreben sei, ein Beschluß, der von einem 
großen Teil der Länderparlamente sehr positiv auf- 
genommen wurde. Gegen Bedenken von seiten eini- 
ger der Fraktion der CDU/CSU angehörenden Aus- 
schußmitglieder führten die der Fraktion der SPD 
angehörenden Ausschußmitgiieder aus, daß es sich 
bezüglich der Zuständigkeit des Bundes rechtlich 
gesehen nur um eine enge oder weite Auslegung 
von Artikel 74 Nr. 13 GG — Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung — handeln könne und daß 
sich bei der starken Beanspruchung der Länder und 
Gemeinden bereits durch die organische Auswei- 
tung der bestehenden Ausbildungseinrichtungen 
der Einsatz von Mitteln des Bundes, der weitgehen- 
des Interesse an diesen Aufgaben haben müsse, zur 
Unterstützung der Länder empfehle. Die Einleitung 
des Antragtextes — „Die Bundesregierung wird er- 
suclit, gemeinsam mit den Ländern . . .“ — wurde 
vom Ausschuß für Kulturpolitik beibehalten, nach- 
dem eine von Mitgliedern der CDU,^CSU-Fraktion 
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vorgeschlagene Formulierung — „Die Bundesregie- 
rung wird ersucht, im Rahmien der zur Verfügung 
stehenden Mittel und Möglichkeiten und in Zusam- 
menarbeit mit Vertretern der Wirtschaft . , — 

abgelehnt worden war. 

Umfassende, für das ganze Bundesgebiet gültige 
statistische Erhebungen wurden übereinstimmend 
als die erforderliche Voraussetzung für einen sinn- 
vollen und erfolgreichen Einsatz der Mittel und 
Maßnahmen bezeichnet, da die vorliegenden Erhe- 
bungen als unzureichend gelten müßten. Teil I des 
Antrags a) bis c) fordert daher statistische Erhe- 
bungen über die Entwicklung des Bestandes der 
verschiedenen Gruppen von Ingenieuren und Na- 
turwissenschaftlern im gesamten Bundesgebiet, 
eine Vorschau für den Nachwuchsbedarf und einen 
Überblick über die Aufwendungen der öffentlichen 
und nichtöffentlichen Hand für Forschung, Lehre 
und Studium. Es wurde im Ausschuß für Kultur- 
politik hierzu vor allem darauf hingewiesen, daß 
es gelte, die bestehenden Lücken zu schließen und 
darüber hinaus mit Rücksicht auf die fortschrei- 
tende Entwicklung das Nachwuchsproblem zu lösen. 

Im Interesse einer rationellen Arbeitsweise setzte 
sich der Ausschuß außerdem für eine Koordinie- 
rung der statistischen Untersuchungen ein, mit 
denen sich neben zahlreichen privaten Organisa- 
tionen auch mehrere Bundesbehörden beschäftigten 
und beschäftigen, so der bisherige Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen, das Bundes- 
ministerium des Innern, das Bundesministerium für 
Arbeit und das Bundesministerium für Atomfragen. 


Teil I d) des Antrags Umdruck 614 fordert die 
Beratung der notwendigen Maßnahmen für die 
praktische Durchführung der unter 1, bis 6. ange- 
sprochenen Erfordernisse. Hier hat der Ausschuß 
für Kulturpolitik auf Antrag der der CDU/CSU 
angehörenden Mitglieder unter d) 2. des vorgeleg- 
ten Antrags Streichungen vorgenommen. Mit Rück- 
sicht auf die unbestreitbare Kulturhoheit der Län- 
der in Schulfragen entfallen nunmehr die Worte 
„und der Lehrpläne“ sowie „insbesondere im Hin- 
blick auf eine stärkere Pflege der wissenschaft- 
lichen Grundlagen und auf eine Reduzierung der 
Wochenstundenzahlen“. 

Die Aussprache über Teil II des Antrags ergab, 
daß in diesem Absatz keine Finanzvorlage zu sehen 
sei, da auf konkrete Zahlenangaben verzichtet 
wurde, so daß eine Verzögerung durch Überwei- 
sung an den Haushaltsausschuß nicht zu befürchten 
wäre. 

Abgesehen von der oben angeführten Streichung 
in Teil I d) 2. äußerte der Ausschuß für Kulturpoli- 
tik keine Änderungswünsche und beschloß einstim- 
mig, dem Hohen Hause die Annahme des Antrags 
Umdruck 614 zu empfehlen. 


Bonn, den 18. Januar 1957 

Frau Dr. Maxsein 

Berichterstatterin 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

I, gemeinsam mit den Ländern 

a) eine Statistik für das gesamte Bundesgebiet 
zu erstellen, die einen Überblick über die 
Entwicklung des Bestandes der verschiede- 
nen Gruppen von Ingenieuren und Natur- 
wissenschaftlern gibt; 

b) eine Vorausschau für unseren Nachwuchs- 
bedarf an Ingenieuren und Naturwissen- 
schaftlern zu erarbeiten; 

c) eine Statistik für das gesamte Bundesgebiet 
zu erstellen, die einen Überblick über die 
Entwicklung der Aufwendungen für For- 
schung, Lehre und Studium gibt, wobei auch 
die Aufwendungen der nichtöffentlichen 
Hand zu erfassen sind; 

d) die notwendigen Maßnahmen zu beraten 

1. für die Anpassung des Umfanges und der 
Ausstattung unserer Institute für For- 
schungs- und Entwicklungsaufgaben und 
unserer technischen Bildungsanstalten, ins- 
besondere unserer Ingenieurschulen, an 
den jetzigen und zukünftigen Bedarf, 

2. für eine einheitliche Gestaltung der Zu- 
lassungsbedingungen an den Ingenieur- 
schulen, 

3. für die Schaffung solcher finanzieller und 
sonstiger Arbeitsbedingungen für die wis- 
senschaftlichen Kräfte an den Forschungs- 
instituten und für die Lehrkräfte an den 
technischen Bildungsanstalten, daß ein aus- 
reichender Zustrom qualifizierter Lehr- 
kräfte gesichert ist und das Zahlenverhält- 
nis von Studierenden und Lehrkräften ver- 
bessert wird, 

4. für die Anerkennung der Forschungs- und 
Ingenieurtätigkeit im gesamten öffent- 
lichen Dienst durch eine entsprechende 
Einstufung in der Besoldungsordnung, 

5. für die Ausschöpfung unseres Begabten- 
potentials durch eine ausreichende Begab- 
tenförderung, 

6. für eine Überwindung unseres akuten 
Mangels an Atomphysikern und Atomtech- 
nikern; 

II. einen ausreichenden Betrag für die Unterstüt- 
zung und Koordinierung entsprechender Maß- 
nahmen der Länder in den Bundeshaushalt ein- 
zusetzen. 

Bonn, den 28. November 1956 

Der Ausschuß für Kulturpolitik 
Gaul Frau Dr. Maxsein 

Vorsitzender Berichterstatterin 



